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Das Motiv ist uns einleuchtend, und irgendwie ist es vollkommen logisch, daß er sich das Leben 
nehmen mußte. Zunächst sind wir erschüttert, doch dann wird dieser Freitod annehmbar, ja, der 
Sache, dem Skandal entsprechend erscheint er manchen sogar als adäquat und normal. Heute 
reden wir noch von dem Selbstmörder, morgen gehört er schon zu den Toten. Was sol1's, 
übermorgen machen wir keinen großen Unterschied mehr zwischen dem Politiker und Nancy. 
Jeder Freitod hat eben seine Logik. Der Freitod ist auch absurd, abwegig und andersartig, 
gewiß. Dennoch ist er ebenso logisch oder unlogisch wie das Leben selbst. 
Wie natürlich ist der Freitod insbesondere in einer Welt, in der Tschernobyl täglich möglich ist, 
wo das Badeverbot in der Nordsee und in unseren Flüssen zur Selbstverständlichkeit wird, ja, als 
naturgegeben akzeptiert ist. In einer Welt, in der wir Herr werden über Leben und Tod, indem 
wir es verlängern, indem wir es in der Retorte züchten oder aber abtreiben. 

Verf.: Ingelore Ebberfeld, Fesenfeld 12/14, 2800 Bremen 1 

Kurzdiskussion 

Zur Armutssituation älterer Frauen 
In der wissenschaftlichen, politischen und po­
pulären Diskussion um Alter und Altern wur­
de in letzter Zeit vermehrt ein neues Altersbild 
propagiert: das Bild der jungen, der aktiven, 
der »neuen« Altenh . Nicht der unwichtigste 
Bestandteil dieses neuen Altenbildes ist die 
Unterstellung eine materiell gesicherten Ru­
hestands als gesellschaftlicher Normalität: 

»Das Nettorentenniveau ... betrug im Jahre 1985 beim 
sogenannten Durchschnittsrentner rund 65 % nach 40 
und rund 73 % nach 45 Versicherungsjahren .... Damit 
ist das Ziel der Rentenreform von 1957, den Rentnern 
eine angemessene Teilhabe an den Erträgnissen der 
Volkswirtschaftschaft zu gewährleisten, erreicht.«2 

In die gleiche Kerbe schlägt SPIEGEL-Re­
dakteur Schöps: 

»Diese Altenschicht verfügt zudem über ein Merkmal, das 
einem aktiven Ruhestand sehr entgegenkommt: ein höhe­
res Einkommen und ein dickeres Zusatzpolster, als es die 
alten Menschen je besessen haben .... Der Betrag, der 
nach Abzug der monatlichen Festkosten bleibt, übersteigt 
bei den Ruheständlern insgesamt die Geldsumme, die 
Facharbeitern zur freien Verfügung steht.«3 

Und Ursula Lehr verkündet im dritten Band 
der neuen Schriftenreihe des Bundeskanzler-

• Anmerkungen s. S. 269. 

amtes stellvertretend für die Protagonisten 
dieser Debatte und mit hörbarem Unterton: 
»Armut ist nun einmal kein Charakteristikum alter Men­
schen in unserer Zeit, auch nicht ein Charakteristikum 
alter Frauen.«4 

Lehrs Unterton ist die gereizte Reaktion auf 
eine Realität, die - besonders in der Bundsre­
publik5 

- nur ungern wahrgenommen wird 
und die durch die Schlagworte »Spaltung des 
Sozialstaats«6, »Zwei-Drittel-Gesellschaft« 7 

und »Feminisierung der Armut«8 umschrieben 
werden kann. 
Zwar belegen eine Reihe von Indizien den 
Trend, daß ein Großteil, sicher die Mehrheit, 
der heutigen Altenpopulation finanziell gut, 
wenn nicht sehr gut bestellt ist: 

Diejenigen, die in letzter Zeit aus der Er­
werbstätigkeit ausgeschieden sind, besitzen 
eine Erwerbsbiographie, die durch eine 
Phase langanhaltender gesellschaftlicher 
Prosperität gekennzeichnet ist; 
die große Gruppe pensionierter Beamten 
unter den alten Menschen war seit je we­
sentlich besser gestellt als die übrigen Ren­
tenbezieher9 

; 

der größte Teil der öffentlichen Bedienste­
ten partizipiert an der Zusatzversorgung 
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des öffentlichen Dienstes und ca. 70 % der 
Arbeitnehmer der Privatwirtschaft kom­
men in den Genuß betrieblicher Versor­
gungseinrichtungen 10. 

- Betriebsrenten und die Zusatzrenten des 
öffentlichen Dienstes sollen als gewollte 
Kumulation die gesetzlichen Rentenan­
sprüche bis zu 90 % des früheren Nettoein­
kommens aufstocken. Teilweise kommt es 
sogar zu Überversorgungll

. 

- Verkleinerung des Haushalt nach Auszug 
der Kinder, die finanzielle Unabhängigkeit 
der Kinder, wie die erreichte Ausstattung 
des Haushalts mit langlebigen Konsumgü­
tern haben zur Folge, daß oft trotz Einkom­
menseinbußen mehr Geld zur Verfügung 
steht12

. 

- Die Entwicklung der Rente des modellhaf­
ten Durchschnittsverdieners (nach 40 Ver­
sicherungsjahren), des sogenannten Ren­
tenecksatzes kann als Beleg für die Verbes­
serung der wirtschaftlichen Situation alter 
Menschen angeführt werden 13. 

- Und schließlich wird darauf verwiesen, daß 
bei einer Betrachtung nach Berufsgruppen 
und umgerechnet auf die Haushaltsmitglie­
der »die Landwirte, die Arbeiter und die 
Arbeitslosen unter dem Durchschnitt (lie­
gen), nicht dagegen die Rentner«14. 

Die Realität wird jedoch durch diese Befunde 
und Daten, besonders durch die Verwendung 
von Mittelwerten nur unzureichend widerge­
spiegelt, wenn nicht verdeckt. Eine differen­
zierte Betrachtung kommt zu dem Ergebnis, 
daß 
- Einkommensarmut die Perspektive einer 

großen Zahl älterer Frauen ist; 
- alte Frauen gegenüber alten Männern ekla­

tant benachteiligt sind; 
- die Wahrscheinlichkeit, im Alter von Ar­

mut betroffen zu werden, auch in Zukunft 
für die Frauen nicht abnehmen wird. Diese 
Wahrscheinlichkeit ist strukturell in das 
bundesrepublikanische System der Alters­
sicherung eingebaut. 

Folgende Daten beschreiben Qualität und 
Umfang weiblicher Armut im Alter: 
Die von Frauen eigenständig erworbenen 
Rentenansprüche sind im Durchschnitt we­
sentlich niedriger als die Rentenansprüche der 
Männer. Im Jahre 1980 betrug die monatliche 
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Durchschnittsrente bei Männern in der Arbei­
terrentenversicherung DM 1 063,-, bei Frau­
en aber nur DM 377,-, bei Arbeiterwitwen 
DM 594,-; in der Angestelltenrentenver­
sicherung versicherte Männer erhielten 
DM 1 469,-, die Frauen aber nur DM 689,-, 
Witwen immerhin DM 838,-. Die Differenz 
zwischen den Männerrenten und den Frauen­
renten ist dabei in den letzten drei Jahrzehnten 
nicht kleiner, sondern größer gewordenl5

. 

Aus der differenzierten Rentenversicherung 
ergibt sich für 1982 folgendes Bild: 20 % der 
Frauen verfügen über kein eigenes Einkom­
men; 37 % verfügen über ein Einkommen 
unter DM 500,- im Monat, 50 % verfügen 
über ein Einkommen unter DM 800,- pro 
Monat und 70 % über ein Einkommen von bis 
zu DM 1 200,- pro Monat; demgegenüber 
mußten nur 8 % der Männer mit weniger als 
DM 800,- und erst 18 % der Männer mit 
weniger als DM 1 200,- pro Monat auskom­
menl6

. Differenziert man nach Herkunft der 
Rente, so bezogen 1980 unter DM 600,- in 
der Arbeiterrentenversicherung 79,06 % der 
Frauen, in der Angestelltenrentenversiche­
rung 49,14 %, bei den Arbeiterwitwenrenten 
51,07 % und bei den Angestelltenwitwenren­
ten noch 27,47 %17. 
Generell trübt die Betrachtung von Renten­
schichtungen die Vorstellung eines materiell 
abgesicherten Alters. Hentschel zieht das Re­
sumee, daß auch nach der·Rentenreform von 
197218 eine Vielzahl von Renten Zuschußcha­
rakter behalten und nicht Lohnersatzcharak­
ter gewonnen hat19

• Nun sagt das persönliche 
Einkommen nicht unbedingt etwas über die 
materielle Lage des Betreffenden aus. Das 
Bild verbessert sich zwar, betrachtet man nicht 
das Einkommen aus Renten, sondern die 
Haushaltseinkommensschichtung der Haus­
halte mit überwiegendem Renteneinkommen. 
Die Transfer-Enquete-Kommission (1979/ 
1981) kam jedoch zu dem Ergebnis, daß die 
Rentenkumulation in den Haushalten nicht 
das oftmals angenommene Ausmaß erreicht, 
daß aber angesichts der gegenwärtigen Rege­
lungen Kumulation von Renten zum Teil not­
wendig sei, um eine ausreichende Versorgung 
zu sichern2o• Trotz Kumulation lebten »auch 
1977 noch mindestens ein Fünftel der Renten­
bezieher in äußerst beengten Verhältnissen, 
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und etwa ein Achtel, kaum weniger als andert­
halb Millionen Menschen, in Armut«21. 
Vor allem verbessert sich die Situation der 
alleinstehenden Frauen durch Rentenkumula­
tion nur unwesentlich - und die überwiegende 
Mehrzahl älterer Menschen sind alleinstehen­
de Frauen: im Jahre 1982 lebten nur 16 % der 
älteren Männer, aber 53 % der älteren Frauen 
in Einpersonenhaushalten22 , was vor allem ein 
Effekt des Familienstands, sprich der Verwit­
wung älterer Frauen, ist. 1981 waren 35,6 % 
der (7,7 Mio.) über 65jährigen Frauen noch 
verheiratet; aber schon 51,2 % verwitwet 
(3,8 % geschieden, 9,5 % ledig); von den über 
75jährigen waren nur noch 16,1 % verheiratet 
und 70,3 % verwitwet23 • 1983 bezogen von 
den rund 3,9 Mio. alleinlebenden, rentenbe­
ziehenden Frauen 39,4 % nur eine einzige 
Rente. Entsprechend sieht die Einkommens­
schichtung alleinstehender Frauen mit über­
wiegendem Renteneinkommen aus: 1973 er­
hielten 55,2 % weniger als DM 800,- im 
Monat24. 
Es ist kein Wunder, daß viele alte Frauen auch 
nach »offiziellen« Kriterien zur Armutspopu­
lation gerechnet werden müssen: Die Mehr­
zahl, vier Fünftel, aller über 65jährigen Sozial­
hilfeempfänger sind Frauen25 . In absoluten 
Zahlen haben 1985 211 Tsd. der über 65jähri­
gen Frauen, aber nur 54 Tsd. der gleichaltri­
gen Männer Hilfe zum Lebensunterhalt erhal­
ten26. Nun ist die Zahl der Sozialhilfeempfän­
ger kein verläßlicher Indikator bei der Bestim­
mung des Umfangs von Armut. In der sozial­
politischen Diskussion wurden Bedenken gel­
tend gemacht, daß dann der Regelsatz der 
Hilfe zum Lebensunterhalt27 zum Definiens 
von Armut, zur quasi-offiziellen Armutsgren­
ze gemacht wird. Mit dem Empfang von So­
zialhilfe als Indikator für den Umfang der 
Armut wird jedoch nur das extreme untere 
Ende einer sich immer stärker ausdifferenzie­
renden polarisierenden Ungleichheitsskala er­
faßt, die so fixierte Armutsgrenze ist also viel 
zu niedrig angesetzt (z. B. gegenüber der auch 
gebräuchlichen von 60 % des haushaltsgrö­
ßenspezifischen Nettoeinkommens der Privat­
haushalte )28, weiter ist diese Grenze nur 
scheinbar objektiv: Da das Leistungsniveau 
der Hilfe zum Lebensunterhalt im Zeitraum 
Ende der 70' bis Mitte der 80' Jahre real und 

np 3/89 

relativ gesenkt wurde, ist der statistisch erlaß­
te Zuwachs der Sozialhilfeempfänger geringer 
ausgefallen als es der tatsächlichen Zunahme 
von Armut entspricht29 . Ferner muß bei Daten 
zur Zahl der Sozialhilfeempfänger von einer 
Dunkelziffer von generell über 50 % ausge­
gangen werden, wobei alte Frauen Sozialhilfe 
in höherem Maße trotz Berechtigung nicht in 
Anspruch nehmen3o. 
Daß es auch in Zukunft dabei bleiben wird, 
daß für eine große Zahl von Frauen Armut 
spätestens im Alter unausweichlich ist, ist - re­
bus sic stantibus - vorprogrammiert. 
Die Benachteiligung bestimmter Gruppen, 
besonders der Frauen, ist über das Prinzip der 
Beitragsäquivalenz strukturell in das System 
der Alterssicherung eingebaut: Nur bei einer 
~~normalen« Erwerbsbiographie stellt das Prin­
zip der Beitragsäquivalenz eine dem früheren 
Lebensstandard angenäherte Einkommenssi­
tuation im Alter siche~l. Für viele Gruppen ist 
das jedoch ein unrealistisches Modell. Bei nur 
kurzer oder häufig unterbrochener Erwerbstä­
tigkeit, bei Erwerbstätigkeit zu niedrigen Löh­
nen, in Fällen eines nur abgeleiteten Renten­
anspruchs führt es zu finanzieller Unterversor­
gung und Teilsicherung32. All dies gilt in be­
sonderem Maße, wenn nicht ausschließlich für 
die Frauen. Die durchschnittliche Versiche­
rungszeit war z. B. bei Frauen in der ARV 
22,2 Jahre33. Rente nach Mindesteinkommen 
wird jedoch erst ab vierundzwanzig versiche­
rungspflichtigen Jahren gewährt34. Insofern 
kann es nur als bewußte Irreführung bezeich­
net werden, wenn Bundesministerin Süßmuth 
den Rentenecksatz als »sogenannten Durch­
schnittsrentner35« bezeichnet und damit als 
gesellschaftliche Normalität verkaufen will. 
Um Vieles mehr entspricht das Resumee, das 
Dieck zieht, der Realität: Sie stellt fest, daß 
»aus eigenem Rentenanspruch nur eine Min­
derheit (der Frauen) die dem Modell zugrunde 
gelegten Versicherungsjahre erreicht. Die 
Mehrheit der Frauen erreicht zudem nicht das 
dem Modell zugrunde gelegte Durchschnitts­
einkommen«36. 
Änderungen über eine Integration der Frauen 
in den Normalarbeitsmarkt sind nicht abzu­
sehen: 
Weder ist das Ende der geschlechtsspezifi­
schen Segregation des Normalarbeitsmarktes 
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absehba27
, noch sind an der Frauenerwerbs­

quote Tendenzen ablesbar, die auf künftige 
eigenständige Existenzsicherung der Frauen 
als gesellschaftlicher Normalität hindeuten: 
Die Frauenerwerbsquote betrug in den letzten 
100 Jahren durchweg rund 50 Prozent38

• Auch 
der Anteil der Frauen am von allen Erwerbstä­
tigen geleisteten Arbeitsvolumen ist in den 
letzten 30 Jahren konstant bei rund 35 % ge­
blieben. 
Die Konstruktion des bundesdeutschen Sy­
stems der Alterssicherung schafft und repro­
duziert im Verein mit dem Ausschluß der 
Frauen vom Normalarbeitsmarkt, mit ihrer 
Beschränkung auf nur abgeleitete Formen der 
Versorgung das Problem einer unzureichen­
den Existenzsicherung und massenhafter AI­
tersarmut von Frauen39

. Nach wie vor gilt 
damit, daß »Armut im Alter die zugespitzte 
Folge lebenslanger Benachteiligung, vor allem 
(der) Frauen (ist)«40. 
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Forschungsnotiz 

Wächst in der Bundesrepublik die Ausländer­
feindlichkeit? 
Ein Vergleich von Umfragen der Jahre 1980 -1988 

Das politische Klima in der Bundesrepublik 
scheint sich zu ändern. Das überraschend gute 
Abschneiden der Republikaner bei den Berli­
ner Wahlen und der Wahlerfolg der NPD bei 
den hessischen Kommunalwahlen im Frühjahr 
1989 haben in der Öffentlichkeit die Auslän­
derfeindlichkeit wieder zum Thema werden 
lassen. Beide Parteien führten den Wahl­
kampf mit ausländerfeindlichen Parolen. Und 
in beiden Fällen scheinen deren Wähler und 

Sympathisanten dafür besonders empfänglich 
zu sein: Sie räumen der Ausländerthematik 
eine hohe Priorität ein und vertreten in hohem 
Maße fremdenfeindliche Orientierungen (vgl. 
Berger et al. 1989, Der Spiegel, 1989: 
159 ff.). 
Die Mehrzahl der Kommentatoren und Beob­
achter der politischen Szenerie ist geneigt, 
diese Entwicklung als Zeichen einer drama­
tisch wachsenden Ausländerfeindlichkeit, be-
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